
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A – Z 
Handbuch für  

Freiwilligendienste 
 

FSJ und BFD  
– pflegen, betreuen, fördern 

  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die folgenden Informationen beziehen sich sowohl auf das 
Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) als auch auf den Bundesfreiwilli-
gendienst (BFD). Ergänzende und/oder voneinander abwei-
chende Informationen sind im Text kenntlich gemacht. 

  



 

 

A 
Abschluss einer Vereinbarung 
Die DRK-Schwesternschaft Marburg e.V. oder der Bund 
(Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben, BAFZA) und die/der Freiwillige schließen vor Be-
ginn des Freiwilligendienstes auf gemeinsamen Vor-
schlag der/des Freiwilligen und der Einsatzstelle eine 
schriftliche Vereinbarung ab. Die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten ergeben sich auf dem Jugendfreiwilligen-
dienstegesetz (JFDG), dem Bundesfreiwilligendienste-
gesetz (BFDG) und auch aus individuellen Vereinbarun-
gen. Diese Vereinbarung ist bindend und muss 
vom/von der Freiwilligen sorgfältig gelesen und unter-
schrieben werden. 

Agentur für Arbeit 
Die/der Freiwillige muss sich ggf. drei Monate vor Ab-
lauf des Einsatzes bei der zuständigen Agentur für Ar-
beit melden. 

Alter 
Das FSJ steht jungen Erwachsenen offen, die die Voll-
zeitschulpflicht erfüllt, aber das 27. Lebensjahr noch 
nicht beendet haben. Entscheidend ist das Alter bei 
FSJ-Beginn. In Hessen muss die Vollzeitschulpflicht von 
neun Schuljahren erfüllt sein (siehe > Vollzeitschul-
pflicht). 



 

 

Der Bundesfreiwilligendienst kann auch von  
Erwachsenen absolviert werden, die älter als  
27 Jahre sind. Es gibt keine Altersbeschränkung. 

Anleitung 
Während des Freiwilligendienstes haben die Freiwilli-
gen Anspruch auf fachliche Anleitung durch die Ein-
satzstelle. Diese orientiert sich an Lernzielen und ist 
Bestandteil der in JFDG und BFDG vorgesehenen päda-
gogischen Begleitung. Die Anleitung beinhaltet sowohl 
die Einarbeitung als auch eine fortlaufende Betreuung 
in der praktischen Arbeit. 

Arbeitgeberfunktion 
Die Funktion des „Arbeitgebers“ übernimmt die DRK-
Schwesternschaft im Freiwilligen Sozialen Jahr. Sämtli-
che Vertrags- und Personalangelegenheiten (z.B. Perso-
nalpapiere, Vereinbarungen, Bescheinigungen, Kündi-
gungen etc.) werden durch die Schwesternschaft abge-
wickelt. 

Beim BFD ist der Bund (BAFZA) die Aufsichtsbehörde, 
jedoch werden die Vertrags- und Personalangelegen-
heiten im Auftrag der Einsatzstelle über die Schwes-
ternschaft als Träger abgewickelt. Die Vereinbarung 
wird vom BFDler, von der Einsatzstelle und vom BAFZA 
unterzeichnet. 

  



 

 

Arbeitsmedizinische Untersuchung/ 
Einstellungsuntersuchung 
Vor Beginn des Freiwilligendienstes ist eine ärztliche 
Unbedenklichkeitsbescheinigung vorzulegen (Attest-
Formblatt).  

Eine arbeitsmedizinische Untersuchung nach den Vor-
schriften der Berufsgenossenschaft ist zu Beginn des 
Freiwilligendienstes von der Einsatzstelle zu veranlas-
sen. Bei minderjährigen Freiwilligen ist in jedem Fall 
die Erstuntersuchung gemäß Jugendarbeitsschutzge-
setz erforderlich (siehe > Erstuntersuchung). 

Arbeitsplatzneutralität 
Das JFDG und BFDG definieren den Freiwilligendienst 
als überwiegend praktische Hilfstätigkeit; der Freiwilli-
gendienst ist im arbeitsrechtlichen Sinn kein Beschäfti-
gungs-verhältnis. Freiwillige werden demnach ergän-
zend zu den Fachkräften in der Einsatzstelle eingesetzt. 
Der Freiwilligendienst kann und darf kein Ersatz für be-
stehende Fachpersonalstellen sein. 

Arbeitsschutzvorschriften 
Die Arbeitsschutzvorschriften sind bei einer Tätigkeit 
im Rahmen des Freiwilligendienstes zu beachten. Sie 
werden dem/der Freiwilligen bei der Bearbeitung der 
Einarbeitungs-Checkliste erklärt. 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
(siehe > Krankheit/Verhalten im Krankheitsfall) 



 

 

Arbeitsunfall 
Jeder Unfall, der auf dem direkten Weg von der  
Wohnung zur Einsatzstelle oder zurück oder während 
der Einsatzzeit geschieht, ist unverzüglich der DRK-
Schwesternschaft zu melden. Diese setzt die Berufsge-
nossenschaft in Kenntnis. Wenn nötig, ist ein Durch-
gangsarzt aufzusuchen. (siehe > Berufsgenossenschaft) 

Arbeitszeit 
Das Freiwillige Soziale Jahr wird ganztägig abgeleistet. 
Die Wochenarbeitszeit, das Arbeitszeitmodell und die 
Dienstplangestaltung orientieren sich an den Bedin-
gungen der Einsatzstelle. Auf der Grundlage einer 5-
Tage-Woche ist die Arbeitszeit analog zu einer Vollbe-
schäftigung an der Einsatzstelle. Für andere Arbeitszeit-
modelle (6-Tage-Woche) gelten entsprechende Rege-
lungen. Die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes (Ar-
bZG) und des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) 
sind zu beachten. Zur Arbeitszeit zählen auch mindes-
tens 25 Seminartage im Jahr. Eine Seminarwoche um-
fasst die volle Wochenarbeitszeit. 

Aufsichtspflicht 
Die in der Einsatzstelle geltenden Regelungen für die 
Übernahme der Aufsichtspflicht durch Freiwillige fin-
den auch im FSJ/BFD Anwendung. 

  



 

 

Ausbildungsplatz 
Das Freiwillige Soziale Jahr und der Bundesfrei- 
willigendienst sind keine Ausbildung. Ein Anspruch auf 
einen Ausbildungsplatz besteht nicht; die Chancen auf 
einen Ausbildungsplatz können sich jedoch durch ei-
nen Freiwilligendienst erhöhen. 

Ausländer*innen im Freiwilligendienst 
Auch Ausländer*innen können am Freiwilligendienst 
teilnehmen. Voraussetzung hierfür ist, dass sie über ei-
nen Aufenthaltstitel verfügen, der sich zur Erwerbstä-
tigkeit berechtigt. 

B 

BAFöG 
Ein Anspruch auf BAFöG besteht nicht, da der Freiwilli-
gendienst keine Ausbildung ist. 

Beginn 
Die DRK-Schwesternschaft ermöglicht einen flexiblen 
Einstieg in den Freiwilligendienst. Generell ist ein Ein-
stieg in einen Freiwilligendienst nur möglich, wenn 
die/der Freiwillige mindestens 14 Kalendertage vor Be-
ginn in keinem sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnis stand (z.B. Ausbildungs- oder Arbeits-
verhältnis oder auch Ferienjob). 

  



 

 

Berufsgenossenschaft 
Die Freiwilligen im FSJ sind durch die DRK- 
Schwesternschaft bei der Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege versichert (siehe 
> Arbeitsunfall). Beim BFD ist die Berufsgenossenschaft 
der Einsatzstelle zuständig. 

Bescheinigungen 
Bescheinigungen über die Ableistung eines Freiwilli-
gendienstes werden von der DRK-Schwesternschaft 
ausgestellt. 

 

D 

Dauer des Freiwilligendienstes 
Der Freiwilligendienst wird in der Regel für die Dauer 
von zwölf zusammenhängenden Monaten, mindestens 
jedoch für eine ununterbrochene Zeit von sechs Mona-
ten abgeleistet. Der Freiwilligendienst kann auf eine 
Dauer von insgesamt maximal 18 Monaten verlängert 
werden. Bei Vorlage eines besonderen pädagogischen 
Konzeptes kann auf Antrag der Freiwilligendienst auf 24 
Monate verlängert werden. Bei der Schwesternschaft 
ist dies mit FSJ + Q zum Erreichen des Realschulab-
schlusses der Fall. 

Datenschutz 
Personenbezogene Daten der Freiwilligen unterliegen 
dem Datenschutz. Die Einsatzstellen, Zentralstellen und 



 

 

Träger dürfen personenbezogene Daten, die  
Bestandteil der Vereinbarung sind (§8 Abs. 1  
Satz 2 BFDG), erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
dies für die Durchführung des Freiwilligendienstes er-
forderlich ist. Auch Freiwillige sind zum Daten-schutz 
verpflichtet (siehe > Datenschutz- und Schweigepflicht-
broschüre). 

Deutsches Rotes Kreuz 
Das Deutsche Rote Kreuz ist sowohl nationale Rot-
kreuz-Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne der Genfer Rotkreuz-Abkommen als auch Spit-
zenverband der Freien Wohlfahrtspflege. Das DRK führt 
seit 1964 das FSJ als Träger durch. Die Ausgestaltung 
und Durchführung des FSJ orientiert sich an den sieben 
Rotkreuz-Grundsätzen (Menschlichkeit, Unparteilich-
keit, Neutralität, Unabhängigkeit, Freiwilligkeit, Einheit 
und Universalität). 

Seit dem Jahr 2000 gibt es die Möglichkeit, ein FSJ bei 
der DRK-Schwesternschaft Marburg zu absolvieren; ein 
BFD ist seit 2011 möglich. 

Dienstbesprechungen 
Die Teilnahme der Freiwilligen an Dienstbesprechungen 
sollte ermöglicht werden und ist Teil ihres Dienstes. 

Dienstfahrten 
Dienstfahrten sind Fahrten zur Erledigung von dienstli-
chen Geschäften außerhalb des Dienstortes. Die durch 



 

 

die Dienstfahrt entstehenden Kosten werden  
von der Einsatzstelle erstattet. Sollten Dienst- 
gänge mit dem Dienstfahrzeug erledigt werden, ist von 
der Einsatzstelle sowohl die gültige Fahrerlaubnis, die 
persönliche Eignung und Fahrpraxis des/der Freiwilli-
gen zu überprüfen als auch die Fahrtüchtigkeit und Be-
triebsbereitschaft des Fahrzeugs zu gewährleisten. Die 
jeweiligen Regelungen zum Fahren eines Dienstwagens 
sowie der Umgang mit Dienstreiseanträgen sind den 
Freiwilligen zur Kenntnis zu geben und von diesen ein-
zuhalten. 

Dienstkleidung 
Falls spezielle Dienstkleidung innerhalb der Einsatz-
stelle erforderlich bzw. durch die Einsatzstelle ge-
wünscht ist, wird diese dem/der Freiwilligen von der 
Einsatzstelle gestellt. Für Tätigkeiten, bei denen eine 
persönliche Schutzkleidung vorgeschrieben ist, wird 
diese ebenfalls von der Einsatzstelle zur Verfügung ge-
stellt. 

Dienstplan/Einsatzplan 
Der Dienst- bzw. Einsatzplan wird von der Leitung der 
Einsatzstelle erstellt und bezieht die Tätigkeit der Frei-
willigen auf Grundlage der in der Vereinbarung festge-
legten Wochenarbeitsstunden mit ein (siehe > Arbeits-
zeit). Dort sind Seminartage und Urlaub eingeplant. 

 

  



 

 

E 

Einsatzbereiche 
Die Einsatzbereiche regelt das JFDG und das BFDG. Ent-
sprechend der gesetzlichen Grundlage können Freiwil-
lige in gemeinwohlorientierten Einrichtungen, insbe-
sondere in Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, in Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe einschließlich 
der Einrichtungen für schulische und außerschulische 
Jugendbildung und Einrichtungen für Jugendarbeit, 
oder in Einrichtungen der Gesundheitspflege und in 
kulturellen Einrichtungen einen Freiwilligendienst ab-
leisten. 

Einsatzstellenbesuche 
Die pädagogischen Fachkräfte der DRK-Schwestern-
schaft besuchen die Freiwilligen mindestens einmal 
pro Jahr an ihrer Einsatzstelle. Bei Bedarf sind auch 
weitere Besuche vor Ort möglich. 

Einstellungsunterlagen 
Freiwillige müssen die für den Freiwilligendienst nöti-
gen vertraglichen Unterlagen (z.B. Steuer-ID, Mitglieds-
bescheinigung der Krankenkasse etc.) vor Beginn des 
Freiwilligendienstes bei der DRK-Schwesternschaft vor-
legen. Dazu erhalten sie mit der Zusage eine Liste der 
benötigten Unterlagen (siehe > Arbeitgeberfunktion). 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
(siehe > Krankheit/Verhalten im Krankheitsfall) 



 

 

Erstuntersuchung 
Freiwillige, die bei Beginn des Freiwilligendienstes  
minderjährig sind, müssen vor Aufnahme des Freiwilli-
gendienstes eine Bescheinigung für den Arbeitgeber 
über die Erstuntersuchung nach § 32 Abs. 1 Jugendar-
beitsschutzgesetz vorlegen. Das entsprechende Formu-
lar kann bei der Gemeinde-/Stadtverwaltung abgeholt 
werden. Die arbeitsmedizinische Untersuchung/Ein-
stellungsuntersuchung bleibt davon unberührt. 

 

F 

Fachliche Anleitung 
(siehe > Anleitung) 

Fahrtkosten 
Gegen Vorlage des Ausweises über einen Freiwilligen-
dienst bzw. einer von der DRK-Schwesternschaft ausge-
stellten Bescheinigung erhalten Freiwillige i.d.R. die-
selbe Ermäßigung für den öffentlichen Personennah-
verkehr wie Schüler*innen, Auszubildende und Studie-
rende.  

Im Freiwilligen Sozialen Jahr werden von der Schwes-
ternschaft 60 Euro Fahrtkostenzuschuss zu den Semi-
naren mit der Aufwandsentschädigung monatlich aus-
gezahlt. Darüber hinausgehende Seminarfahrtkosten 
können gegen Originalbelege erstattet werden (siehe > 
Dienstfahrten).  



 

 

BFD: Die Übernahme der Kosten für Fahrten  
(z.B. Reise zum regionalen Bildungszentrum für  
das Seminar „Politische Bildung“) können bei der 
Schwesternschaft mit Vorlage von Originalbelegen bzw. 
Routenplanerausdrucken geltend gemacht werden. 

Finanzielle Leistungen 
Absolvent*innen im Freiwilligendienst erhalten für den 
Dienst ein angemessenes Taschengeld sowie Verpfle-
gung und Arbeitskleidung (Sachleistungen) oder an-
stelle der Sachleistungen eine entsprechende Gelder-
satzleistung. 

Fortbildungen 
Den Freiwilligen soll eine Teilnahme an internen Fort-
bildungen der Einsatzstelle ermöglicht werden. 

Freizeitausgleich 
Mehrarbeit von Freiwilligen ist nach Möglichkeit zu ver-
meiden. Muss sie dennoch erfolgen, wird sie im Ver-
hältnis 1:1 in Freizeit ausgeglichen; eine Vergütung in 
Geld ist laut JFDG und BFDG nicht möglich. 

FSJ-/BFD-Vereinbarungen 
(siehe > Vereinbarungen/Verträge) 

Führungszeugnis 
Freiwillige der Jugendfreiwilligendienste und des Bun-
desfreiwilligendienstes sind von der Gebühr für die Er-
teilung eines Führungszeugnisses befreit. 



 

 

Alle Freiwilligen müssen ein erweitertes  
Führungszeugnis bei ihrer Gemeinde/Stadt- 
verwaltung beantragen und bei der DRK-Schwestern-
schaft oder in der Einsatzstelle vorlegen. Eine Bestäti-
gung über die Notwendigkeit des Führungszeugnisses 
erhalten die Freiwilligen mit den Vertragsunterlagen. 

 

G 

Geschenke 
Die Einsatzstellen entscheiden, ob es statthaft ist, dass 
Freiwillige während des Dienstes Geschenke anneh-
men. 

Gesetz 
Die gesetzliche Grundlage für die Rahmenbedingungen, 
die Ausgestaltung und die Durchführung des Freiwilli-
gen Sozialen Jahres ist das „Gesetz zur Förderung von 
Jugendfreiwilligendiensten“ (JFDG) in der aktuellen Fas-
sung. 

Für den BFD gilt das Bundesfreiwilligendienstgesetz 
(BFDG) in der aktuellen Fassung. 

 

H 

Hilfstätigkeit 
Freiwillige werden in den Einsatzstellen als Hilfskräfte 
eingesetzt. Der Tätigkeitsbereich beschränkt sich auf 



 

 

Aufgaben, für die keine fachliche Ausbildung  
erforderlich ist. Das Fachpersonal soll durch den  
Einsatz von Freiwilligen unterstützt werden (siehe > Ar-
beitsplatzneutralität). 

Hospitation 
Während des Bewerbungsverfahrens sollte den Freiwil-
ligen die Möglichkeit der Hospitation an der vorge-
schlagenen bzw. gewünschten Einsatzstelle gegeben 
werden. Die Bewerber*innen können sich so einen rea-
listischen ersten Eindruck von ihrem zukünftigen Auf-
gabenfeld verschaffen und die Verantwortlichen in den 
Einsatzstellen lernen ihre künftigen Mitarbeiter*innen 
kennen. 

I 

Impfungen 
Voraussetzung für die Ableistung eines Freiwilligen-
dienstes ist der Nachweis über eine zweifache Masern-
Schutzimpfung. Die Einsatzstelle veranlasst ggf. weitere 
notwendige Schutzimpfungen (z.B. Hepatitis-Impfung) 
und übernimmt i.d.R. die anfallenden Kosten. 

 

J 

Jugendarbeitsschutzgesetz 
Das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) ist bei min-
derjährigen Freiwilligen anzuwenden. Es enthält Best-
immungen, die die Gesundheit, die Arbeitskraft und -



 

 

fähigkeit sowie die körperliche, geistige und  
sittliche Entwicklung Jugendlicher schützen (z.B.  
zulässige Arbeitszeiten, Pausenregelungen etc.) 

 

K 

Kindergeld 
Freiwillige bzw. deren Eltern/Erziehungsberechtigte 
sind während des Zeitraums des Freiwilligendienstes 
i.d.R. berechtigt, Kindergeld zu beziehen. Das Kinder-
geld wird grundsätzlich längstens bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres gewährt. Bescheinigungen zur 
Vorlage bei der Familienkasse stellt die DRK-Schwes-
ternschaft aus. 

Konflikte in der Einsatzstelle 
Wo Menschen zusammenarbeiten, können Konflikte 
entstehen. Eine Lösung von Konflikten in den Einsatz-
stellen wird i.d.R. vor Ort zwischen den Beteiligten an-
gestrebt. Die pädagogischen Fachkräfte der DRK-
Schwesternschaft sind hier unterstützend tätig und 
können bzw. sollen jederzeit zur Beratung und Vermitt-
lung hinzugezogen werden. Im Sinne einer guten Lö-
sung für alle Beteiligten ist ein enger und frühzeitiger 
Kontakt sehr wichtig. 

Krankenversicherung 
Für die Dauer eines Freiwilligendienstes versichern sich 
die Freiwilligen bei einer gesetzlichen Krankenver-



 

 

sicherung ihrer Wahl als eigenständiges Mitglied  
und legen der DRK-Schwesternschaft vor Beginn  
des Freiwilligendienstes eine Mitgliedsbescheinigung 
vor. Die Beiträge werden von der Schwesternschaft 
übernommen und an die Versicherung abgeführt. Die 
Mitgliedschaft bei einer privaten Krankenversicherung 
ist nicht möglich. 

Krankheit/Verhalten im Krankheitsfall 
Freiwillige müssen die Einsatzstelle und die DRK-
Schwesternschaft unverzüglich über die Arbeitsunfä-
higkeit informieren. Der/die Freiwillige benötigt eine 
ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ab dem 
ersten Krankheitstag. Im Krankheitsfall werden die Be-
züge für die Dauer von sechs Wochen weiter gezahlt, je-
doch nicht über die Dauer des Freiwilligendienstes hin-
aus. Dauert die Krankheit länger als sechs Wochen an, 
übernimmt die Krankenversicherung die gesetzlich ge-
regelten Leistungen (Krankengeld). 

Kündigung 
Die Kündigungsfristen sind in den Vereinbarungen ge-
regelt. Die Kündigungsfrist für die Freiwilligen beträgt 
vier Wochen zum Monatsende. 

Während der Probezeit kann die Vereinbarung von je-
der Vertragspartei jederzeit ohne Angabe von Gründen 
gelöst werden. Nach Ablauf der Probezeit kann die Ver-
einbarung aus wichtigem Grund nach Bekanntwerden 
des Kündigungsgrundes von jedem Vertragspartner au-
ßerordentlich gekündigt werden. 



 

 

M 

Mutterschutz 
Das Mutterschutzgesetz findet in den Freiwilligendiens-
ten Anwendung. Sobald eine Schwangerschaft festge-
stellt wird, ist die Freiwillige verpflichtet, dies umge-
hend der DRK-Schwesternschaft mitzuteilen. 

 

N 

Nachtdienst 
Freiwillige, die einen Freiwilligendienst leisten, sind 
Hilfskräfte; sie erhalten keine Sonderzulagen. Sie wer-
den nicht im Nachtdienst eingesetzt. 

Nebenerwerb 
Der Freiwilligendienst ist i.d.R. eine Vollzeittätigkeit. 
Geringfügige Nebentätigkeiten müssen von den Freiwil-
ligen beantragt und von der DRK-Schwesternschaft ge-
nehmigt werden. Die Nebentätigkeit darf höchstens 
fünf Wochenstunden betragen; sie darf die Tätigkeit im 
Freiwilligendienst nicht beeinträchtigen. 

 

P 

Pädagogische Begleitung 
JFDG und BFDG regeln die pädagogische Begleitung der 
Freiwilligen während ihres Dienstes. Diese wird von der 



 

 

DRK-Schwesternschaft sichergestellt und um- 
fasst die an Lernzielen orientierte fachliche An- 
leitung durch die Einsatzstelle, die individuelle Beglei-
tung durch die pädagogischen Fachkräfte des Trägers 
und die Seminararbeit. 

Die pädagogischen Fachkräfte der Schwesternschaft 
beraten die Anleiter*innen der Einsatzstellen und die 
Freiwilligen hinsichtlich der Durchführung eines Frei-
willigendienstes und stehen bei Fragen und auftreten-
den Schwierigkeiten als Ansprechpartner*innen zur 
Verfügung (siehe > pädagogische Begleitung). 

Pausen 
Pausen sind gesetzlich vorgeschrieben. Sie müssen 
während der Dienstzeit genommen werden und verlän-
gern dadurch die Anwesenheit in der Einsatzstelle ent-
sprechend (Arbeitszeitgesetz/ArbZG und Jugendarbeits-
schutzgesetz/JArbSchG). 

Praktikum 
Der Freiwilligendienst wird in einigen Ausbildungen 
und Studiengängen, insbesondere im pflegerischen 
und pädagogischen Bereich, als Praktikum anerkannt. 
Ob und in welchem Umfang eine Anerkennung möglich 
ist, richtet sich nach den jeweiligen Bestimmungen der 
Ausbildungs- und Studiengänge. 

  



 

 

Probezeit 
Die Probezeit beträgt im FSJ drei Monate und im  
BFD sechs Wochen. Einsatzstellen und Freiwillige sind 
aufgefordert, die Probezeit (selbst-)kritisch zu nutzen. 

 

R 

Rechtsverhältnis  
Die Ableistung eines Freiwilligendienstes ist weder ein 
Arbeits- noch ein Ausbildungsverhältnis. Rahmenbe-
dingungen, Leistungen und Pflichten werden in vertrag-
lichen Vereinbarungen auf der gesetzlichen Basis von 
JFDG und BFDG geregelt (siehe > Vereinbarungen/Ver-
träge).  

 

S 

Schweigepflicht 
Die Freiwilligen haben über die persönlichen Verhält-
nisse der Betreuten auch über die Zeit des Freiwilligen-
dienstes hinaus strenges Stillschweigen gegenüber Au-
ßenstehenden zu wahren (siehe Broschüre Schweige-
pflicht). 

Seminare 
Nach dem JFDG und dem BFDG sind für einen zwölfmo-
natigen Einsatz mindestens 25 Seminartage verpflich-
tend. Freiwillige, die das 27. Lebensjahr vollendet 



 

 

haben, nehmen in angemessenem Umfang,  
i.d.R. ein Seminartag pro Monat, an den Semina- 
ren teil. Wird ein Freiwilligendienst über den Zeitraum 
von zwölf Monaten hinaus verlängert, erhöht sich die 
Anzahl der Seminartage um mindestens einen Tag pro 
Verlängerungsmonat. Ziel der Seminare ist es, Erfah-
rungen aus der praktischen Tätigkeit der Freiwilligen zu 
reflektieren und auszutauschen. Weitere Ziele sind Per-
sönlichkeitsbildung, Förderung sozialer und interkultu-
reller Kompetenzen, die Stärkung des Verantwortungs-
bewusstseins für das Gemeinwohl und das Einüben von 
verantwortlichem Handeln. Die Freiwilligen sind an der 
inhaltlichen Gestaltung der Seminare beteiligt. Die Se-
minarzeit ist verpflichtend und gilt als Arbeitszeit. Frei-
willige, die mit unter 18 Jahren ihr FSJ beginnen, wer-
den besonders gefördert. 

Bei der Ableistung eines BFD ist die Teilnahme an ei-
nem fünftägigen Seminar zur politischen Bildung im 
Rahmen der Bildungstage verpflichtend. 

Sonderurlaub 
Sonderurlaub während eines Freiwilligendienstes, z.B. 
für ehrenamtliches Engagement in der Betreuung von 
Kinder- und Jugendfreizeiten, muss beantragt werden. 
Die Gewährung von Sonderurlaub geschieht in Abspra-
che mit dem/der Freiwilligen, der Einsatzstelle und der 
DRK-Schwesternschaft.  

Die Schwesternschaft gewährt einen Sonderurlaubstag 
für Vorstellungsgespräche. 



 

 

Sozialversicherung 
Der Freiwilligendienst ist sozialversicherungs- 
pflichtig. Die DRK-Schwesternschaft meldet die Freiwil-
ligen zur Sozialversicherung an und führt die Beiträge 
an die gesetzliche Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung ab (siehe > Krankenversicherung). 

Studienplatz 
Bei der Vergabe eines Studienplatzes durch die Zentral-
stelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) dürfen 
Bewerber*innen, die einen Freiwilligendienst ableisten, 
keine Nachteile entstehen. Freiwillige, die vor oder 
während des Freiwilligendienstes eine Zusage für einen 
Studienplatz erhalten, haben auch nach Ende Anspruch 
auf den zugesagten Studienplatz, jedoch nicht zwin-
gend auf den zugesagten Studienort. Auf einige Studi-
engänge wird der Freiwilligendienst als Wartesemester 
angerechnet. 

Supervision 
Wird in der Einsatzstelle Supervision angeboten, so 
sollten auch die Freiwilligen nach Maßgabe der Einsatz-
stelle daran teilnehmen können. Hierdurch wird nach-
haltig der Charakter des Freiwilligendienst als soziales 
Bildungsjahr dokumentiert. 
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Taschengeld 
Die Freiwilligen erhalten für ihren Einsatz monatlich ein 
Taschengeld (siehe > Finanzielle Leistungen). Das Ta-
schengeld wird in der Vereinbarung geregelt. Es wird 
mit der Pauschale für Unterkunft und Verpflegung als 
Aufwandsentschädigung am Monatsende ausgezahlt. 

Teamgespräche 
Freiwillige sollten an den Teamgesprächen der Einsatz-
stelle teilnehmen. 

Träger 
Das Freiwillige Soziale Jahr muss gemäß dem JFDG von 
einem zugelassenen Träger, z.B. der DRK-Schwestern-
schaft, durchgeführt werden. 

Vom BAFZA zugelassenen Einsatzstellen für den BFD 
können Träger (hier: die Schwesternschaft) zur Abwick-
lung der personenbezogenen Verwaltungsarbeiten ein-
setzen. 

 

U 

Überstunden 
(siehe > Freizeitausgleich) 

  



 

 

Unterkunft 
Die DRK-Schwesternschaft kann keine unent- 
geltliche Unterkunft stellen. 

Urlaub 
Freiwillige haben bei der Fünf-Tage-Woche Anspruch 
auf 26 Arbeitstage Erholungsurlaub im Jahr. Freiwillige, 
die zu Beginn des Kalenderjahres unter 17 Jahre alt 
sind, erhalten mindestens 27 Tage Urlaub. Die Beurlau-
bung erfolgt durch die Leitung der Einsatzstelle im Ein-
vernehmen mit der DRK-Schwesternschaft. Sie muss 
i.d.R. eine Woche vor Antritt genehmigt sein. Während 
der Seminare darf kein Urlaub gewährt werden. Bei ei-
ner Dauer des Freiwilligendienstes unter zwölf Monaten 
reduziert sich der Urlaubsanspruch anteilig, bei einer 
Verlängerung über zwölf Monate hinaus erhöht sich der 
Urlaubsanspruch anteilig. 

 

V 

Verantwortung 
Freiwillige können nur im Rahmen des Aufgabenbe-
reichs einer Hilfskraft die Durchführungsverantwortung 
übernehmen. Die Gesamtverantwortung bleibt immer 
beim zuständigen Fachpersonal der Einsatzstelle (siehe 
> Hilfstätigkeit). Daher müssen Freiwillige Tätigkeiten, 
die über Hilfstätigkeiten hinausgehen, ablehnen, um 
ihre (auch rechtlichen) Kompetenzen und Verantwor-
tungsbereiche nicht zu überschreiten. 



 

 

Vereinbarungen/Verträge 
Die Rahmenbedingungen zu den Vereinbarungen  
für das FSJ und den BFD sind im JFDG bzw. dem BFDG 
geregelt. In den Vereinbarungen werden Zuständigkei-
ten und Verantwortlichkeiten zwischen der DRK-
Schwesternschaft und der Einsatzstelle sowie Rechte 
und Pflichten von Freiwilligen, Schwesternschaft und 
Einsatzstelle und beim BFD entsprechend dem Bund 
(BAFZA), der Schwesternschaft und der zuständigen 
Zentralstelle (DRK-Generalsekretariat) geregelt. 

Verlängerung 
Der Freiwilligendienst kann mit Zustimmung der Ein-
satzstelle und der DRK-Schwesternschaft auf insgesamt 
maximal 18 Monate verlängert werden. Die Anzahl der 
Seminartage erhöht sich um mindestens einen Semi-
nartag pro Verlängerungsmonat. Auch der Urlaub er-
höht sich anteilig pro Monat. 

Vollzeitschulpflicht 
Die Vollzeitschulpflicht beträgt in Hessen neun Jahre. 
Sie endet spätestens mit dem erfolgreichen Besuch der 
Jahrgangsstufe 9. Danach kann ein Freiwilligendienst 
beginnen. 
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Waisenrente 
Während ihrer Tätigkeit im Freiwilligendienst haben 
Waisen und Halbwaisen weiterhin Anspruch auf Wai-
senrente. Die Rente kann Auswirkungen auf den Kin-
dergeldbezug haben. Nähere Informationen erteilt die 
Familienkasse. 

Wochenenddienst 
Wochenenddienste können von Freiwilligen im Rahmen 
der gesetzlichen Regelungen und der betriebsüblichen 
Dienstpläne abgeleistet werden. (siehe > Arbeitszeit/ > 
Jugendarbeitsschutzgesetz) 

Wohngeld 
Unter bestimmten Voraussetzungen kann dem/der Frei-
willigen Wohngeld gewährt werden. Die/der Freiwillige 
muss das Wohngeld bei der lokal zuständigen Wohn-
geldstelle beantragen. 
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Zeitzuschläge 
Aufgrund der gesetzlich geregelten Leistungen dürfen 
Mehrarbeitsstunden, Wochenend- und Feiertagsdienste 
den Freiwilligen nicht mit finanziellen Zuschlägen ver-
gütet werden. 



 

 

Zeugnis 
Freiwillige haben nach Beendigung des Freiwilligen-
dienstes Anspruch auf ein Arbeitszeugnis. Dieses ent-
hält Angaben zu Art und Dauer des Dienstes und auf 
Wunsch auch eine qualifizierte Beurteilung zu Leistung 
und Führung des/der Freiwilligen und wird in Abspra-
che mit der Einsatzstelle von der DRK-Schwestern-
schaft erstellt. 

Alle Freiwilligen, die einen BFD abgeleistet haben, er-
halten lt. BFDG „automatisch“ ein Zeugnis. 

Zertifikat 
Alle Freiwilligen erhalten mit Ablauf ihres Dienstes ein 
Zertifikat. 
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